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Firmenwagen für Grenzgänger  
mit Wohnsitz Deutschland
Ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
führt zu einer Neuerung der sogenannten 
«Firmenfahrzeugregelung». Der Zoll ist 
an der EU-Aussengrenze Deutschland/ 
Schweiz aktiv geworden und es gelten ab 
1.1.2014 verschärfte Bestimmungen.
Wohnt ein Grenzgänger im ausländischen 
Zollgebiet und wird ihm ein Firmenfahr-
zeug des schweizerischen Arbeitgebers 
für den Arbeitsweg oder zur privaten Ver-
wendung zur Verfügung gestellt, kann dies 
zu einschneidenden Änderungen führen.

Die Nutzung von Firmenfahrzeugen, wel-
che nicht in die EU eingeführt und verzollt 
wurden, wird nun in der EU von einem 
zwischen dem Angestellten und dem Ei-
gentümer des Fahrzeuges geschlossenen 
Anstellungsvertrag abhängig gemacht.

Firmenfahrzeug erlaubt für angestellte 
Arbeitnehmer
Es wird explizit erwähnt, dass es sich um 
eine angestellte Person handeln muss.
Als Angestellter gilt nur, wer kumulativ
• �eine unselbständige Erwerbstätigkeit 

ausübt und
• �keine massgebliche Beteiligung an dem 

ihn beschäftigenden Unternehmen hat 
und

• �dem persönlichen Weisungsrecht des 
Arbeitgebers unterliegt und

• �dem Arbeitgeber seine Arbeitsleistung 
schuldet und als Gegenleistung einen 
Lohn bzw. eine Vergütung erhält und

• �einen Anstellungsvertrag vorweisen 
kann. 

Kein Firmenfahrzeug erlaubt für andere 
Personengruppen 
Mitarbeiter in höheren Positionen inner-
halb eines Schweizer Unternehmens wer-

den nicht mehr als Angestellte im Sinne 
vorstehender Regelung angesehen. Dar-
unter fallen folgende Mitarbeiter:
• �Personengruppe der leitenden Ange-

stellten, wie Geschäftsführer
• �Mitglieder des Verwaltungsrates oder 

der Geschäftsleitung
• Firmeninhaber
• Personen im Personalverleihstatus

Fazit

Arbeitnehmer Privatnutzung im Wohn-
sitzstaat möglich, wenn im Arbeitsvertrag 
geregelt und die geschäftlichen Fahrten 
überwiegen.
Leitende Angestellte, VR
Privatnutzung im Wohnsitzstaat wird nicht 
toleriert, doch berufliche Fahrten sind wei-
terhin möglich. Aber nur mit Ermächtigung 
der Fahrzeughalterin.
Aktionäre, Gesellschafter
Keine private und geschäftliche Nutzung 
möglich.

Wichtig! Grenzgänger sollten immer eine 
Kopie des Anstellungsvertrages und/oder 
eine Ermächtigung, mit den für das betref-
fende Firmenfahrzeug und die Nutzung 
wichtigen Daten, mitführen. Achtung: 
Werden unverzollte Firmenfahrzeuge ent-
gegen diesen neuen Bestimmungen in 
der EU verwendet, kann dies teure finanzi-
elle Konsequenzen der Zollbehörde nach 
sich ziehen und/oder Firmenfahrzeuge 
werden beschlagnahmt und erst gegen Er-
stattung der Zollabgaben und der VAT von 
über 20% wieder freigegeben. 

Mit freundlichen Grüssen
Merki Treuhand AG
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Stolpersteine im Arbeitsrecht (I) 

Schriftliche Kündigung
Die Kündigung ist grundsätzlich formlos 
gültig, was Beweisprobleme ergeben 
kann. In jedem Fall ist die Kündigung per E-
Mail möglich. Eine allfällige Einsprache da-
gegen muss aber schriftlich erfolgen, weil 
E-Mails den Anforderungen der Schriftlich-
keit nicht genügen.

Fristlose Kündigung
Wenn das Vertrauen zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer tief gestört ist, kann 
eine fristlose Kündigung angebracht sein. 
Aus diesem Grund ist es gegebenenfalls 
auch möglich, einem Lernenden fristlos zu 
kündigen. Wichtig ist in jedem Fall bei Vor-
liegen eines Grundes für eine fristlose Kün-
digung, dass man – als Faustregel – maxi-
mal drei Tage bis zur Aussprechung der 
Kündigung warten kann. Andernfalls wird 
ein Richter wegen des verhältnismässig 
langen Wartens davon ausgehen, dass of-
fenbar das Zusammenarbeiten (noch) zu-
mutbar war.

Zur Kasuistik für eine fristlose Entlastung:

Schon die Anmassung der Zeichnungsbe-
rechtigung kann einen genügend starken 
Treuebruch darstellen, der die weitere Zu-
sammenarbeit unzumutbar macht.

Ein Verstoss gegen die Regeln der Zeiter-
fassung ist nur dann intensiv genug, wenn 
damit eine Manipulation des Systems, die 
eine Falschbeurkundung darstellt, verbun-
den ist.

Nicht geschützt hat das Bundesgericht ei-
nen Arbeitgeber, der den Computer des 
Arbeitnehmers im Geheimen mit einem 
Überwachungsprogramm kontrollierte, 
weil er glaubte, der Arbeitnehmer miss-
brauche den Computer. Die aus dieser 
Überwachung erhaltenen Beweismittel 
wurden nicht zugelassen und somit be-
stand kein Grund für die fristlose Kündi-
gung.

Lange Krankheitsabsenzen ohne Beibrin-
gung eines Arztzeugnisses können das 

Vertrauen so zerstören, dass eine fristlose 
Kündigung gerechtfertigt ist

Freistellung
Bei einer Freistellung in der Kündigungs-
zeit gilt als Faustregel, dass ein Drittel der 
freigestellten Zeit als Ferien angerechnet 
werden kann. Je länger die Freistellung 
dauert, desto grösser kann der Ferienan-
teil sein. Auch während der Freistellung 
gelten die vertraglichen Pflichten, so auch 
die Treuepflicht: Weigert sich ein Arbeitneh-
mer, verlangte Auskünfte zu geben und 
stellt dies eine schwerwiegende Pflichtver-
letzung dar, kann dies zu einer fristlosen 
Kündigung führen. 

Aufhebungsvertrag
Leider sind «Krankheitsfälle» nach erfolg-
ter Kündigung (mit entsprechendem Kündi-
gungsschutz) keine selten vorkommenden 
Ereignisse. Deswegen kann angezeigt 
sein, sofern der Arbeitnehmer diesem Vor-
gehen zustimmt, mit ihm den Arbeitsver-
trag mit sofortiger Wirkung aufzuheben.

Nachvertragliches Konkurrenzverbot
Das Konkurrenzverbot, das im Arbeitsver-
trag ausdrücklich geregelt werden muss, 
um gültig zu sein, darf das wirtschaftliche 
Fortkommen des Arbeitnehmers nicht un-
nötig erschweren (kein faktisches Berufs-
verbot).
Die maximale Höhe einer Konventional-
straffe liegt bei einem Jahreseinkommen, 
wobei die konkreten Arbeitsumstände, ins-
besondere die Dauer des Arbeitsverhält-
nisses, zu beachten sind. 

Mobbing und Pflichten des
Arbeitgebers
Der Arbeitgeber hat die Persönlichkeit des 
Arbeitnehmers zu achten und zu schützen. 
Psychische Belästigungen in der Form ei-
nes systematischen, feindlichen, über ei-
nen längeren Zeitraum anhaltenden Ver-
haltens, mit dem eine Person an ihrem Ar-
beitsplatz isoliert, ausgegrenzt oder gar 
von ihrem Arbeitsplatz entfernt werden 
soll, das sog. Mobbing, verletzen diese 
Pflicht.



Verrechnungssteuer – Strafsteuer ohne Strafverfahren

Die Verrechnungssteuer hat als so ge­
nannte «Defraudantensteuer» (= Betrü­
gersteuer) auch Strafcharakter. Sie be­
lastet nämlich alle Empfänger von 
ver rechnungssteuerbelasteten Einkünf­
ten, die diese nicht nach Gesetz de­
klarieren. Ihnen wird ganz einfach die 
Rückerstattung der Verrechnungssteuer 
verweigert. Nun weist die Eidgenössi­
sche Steuerverwaltung (ESTV) in ihrem 
Kreisschreiben Nr. 40 vom 11. 3. 2014  
die kantonalen Steuerbehörden an, die 
Rück erstattungspraxis zu verschärfen.

Die korrekte Deklaration

Wie bereits erwähnt, erfordert eine 
Rückerstattung der Verrechnungssteuer 
eine korrekte Deklaration. Doch wann 
gilt ein Einkommen als korrekt dekla­
riert? Und was geschieht, wenn sich  
weder die leistende Gesellschaft, noch 
der steuerpflichtige Empfänger bewusst 
waren, dass ein steuerpflichtiges Ein­
kommen vorlag? An diesen Fragen 
scheiden sich die Geister…

Bis vor kurzem gingen Bundesgericht 
und ESTV davon aus, dass eine korrekte 
Deklaration vorliegt, wenn der Steuer­
pflichtige die mit der Verrechnungssteu­
er belasteten Einkünfte der kantonalen 
Steuerbehörde bekanntgibt, bevor die 
ordentliche Veranlagung rechts kräftig 
geworden ist oder wenn Korrekturen 
und Ergänzungen durch die Steuerbehör­
den nach Rückfragen vorgenommen 
wurden. Vorbehalten blieben Steuer­
hinterziehung oder Steuerbetrug, d. h. 
wenn solche Einkünfte offensichtlich 
vorsätzlich oder gar in Betrugsabsicht 
nicht richtig und / oder rechtzeitig de­
klariert wurden. Diese Praxis hatte die 
ESTV in zwei Kreis schreiben vom 
8. 12. 1978 und 29. 12. 1988 veröffent­
licht. Unter dem Strich durfte man (aus­
ser bei Steuerhinterziehung mit Vorsatz 
oder bei Steuerbetrug) von einer korrek­
ten Deklaration ausgehen, wenn die Ein­
kommens­ und Vermögenswerte im 
Rahmen des ordentlichen Veranlagungs­
verfahrens erfasst werden konnten.

Neues ESTV­Kreisschreiben 
verschärft Rückerstattungspraxis

Nun hat die ESTV diese beiden Kreis­
schreiben aufgehoben und ihre Praxis 
mit dem erwähnten Kreisschreiben vom 
11. 3. 2014 deutlich verschärft. Als nicht 
mehr ordnungsgemässe Deklaration gilt 
nun, wenn das Bekanntmachen nicht 
mit der ersten Steuererklärung, sondern 
erst aufgrund einer Anfrage, Anordnung 
oder sonstigen Intervention der Steuer­
behörde im Zusammenhang mit diesen 
Einkünften erfolgt; dies offenbar unab­
hängig davon, ob die Deklaration der Ein­
künfte in Unkenntnis darüber, aus Ver­
sehen oder absichtlich nicht erfolgte. 
Gleiches gilt, wenn die mit der Verrech­
nungssteuer belasteten Einkünfte dekla­
riert werden, nachdem die ordentliche 
Veranlagung rechtskräftig wurde, d. h. 
im Rahmen eines Nachsteuerverfahrens 
oder einer spontanen Selbstanzeige für 
die Einkommens­ und Vermögens­
steuer. Folglich soll offenbar bei Auf­
rechnungen der Steuerverwaltung – mit 
Ausnahme rein rechnerischer Korrek­
turen (Schreibfehler, Deklaration von 
Netto erträgen, Anpassung von ge­
schäftsmässig nicht begründeten priva­
ten Unkostenanteilen der Beteiligungs­
inhaber, Bewertungsdifferenzen usw.) 
– der Rückerstattungsanspruch immer 
verwirkt sein!

Fragwürdige Bestrafung

Mit dieser deutlichen Praxisverschär­
fung kühlt sich das Steuerklima in der 
Schweiz spürbar ab. Und: Die Diskussio­
nen über das Aufrechnen von so ge­
nannt geldwerten Leistungen dürften 
wieder aufflammen sowie zusätzlich an 
Intensität gewin nen. Zudem sei die Fra­
ge erlaubt, ob eine derartige «Sonder­
strafsteuer», die notabene ohne Prüfung 
einer Schuldfrage in einem Strafverfah­
ren (und u. U. zusätzlich zu den Straf­
steuern nach den Einkommens­ und Ver­
mögenssteuergesetzen) erhoben wird, 
mit den rechtsstaatlichen Grund sätzen 
unseres Landes vereinbar ist…
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Ehevertrag für Unternehmerinnen und Unternehmer

Im schweizerischen Zivilrecht herrscht der 
Grundsatz des Numerus clausus für Ehe-
verträge. Man kann also grundsätzlich nur 
von den vom Gesetz zur Verfügung gestell-
ten Vertragstypen der Gütertrennung oder 
der Gütergemeinschaft Gebrauch machen 
oder beim gesetzlichen Güterstand der Er-
rungenschaftsbeteiligung bleiben. Gewisse 
Kombinationen von Elementen der einzel-
nen Güterstände sind möglich (siehe un-
ten).

Ausländische Rechtsbereiche gestatten da 
zum Teil wesentlich flexiblere Rechtsge-
staltungen. Im Ausland heimatberechtigte 
Ehepartner können ihren Güterstand dem 
(ausländischen) Heimatrecht eines der Ehe-
gatten unterstellen, dies auch nach erfolg-
ter Eheschliessung. Sind beide Ehegatten 
Schweizer Bürger, so ist diese Rechtswahl 
nicht möglich.

Natürlich denken die wenigsten Ehegatten 
bei Abschluss der Ehe an eine künftige 
Ehescheidung. Aber Ehen bieten dieses Ri-
siko. Bei im Jahre 1980 abgeschlossenen 
Ehen liegt das statistische Risiko, dass die 
Partner innerhalb von 30 Jahren auseinan-
dergehen, bei 35,9 %. 

Relativ einfach ist die Auseinandersetzung 
im Falle der Gütertrennung. Jeder Ehegatte 
behält sein Eigentum, nämlich das, was er 
bei Abschluss der Ehe besessen hat, zwi-
schenzeitlich geerbt oder geschenkt erhal-
ten hat (Eigengüter) und auch das, was die-
se Eigengüter abgeworfen haben oder was 
er selber erwirtschaftet bzw. angespart hat. 
(Nur im Rahmen der beruflichen Vorsorge 
gilt dieser Grundsatz nicht. Dort werden die 
Altersguthaben beider Ehegatten im Prin-
zip geteilt, auch wenn ein Ehegatte kurz vor 
der Ehescheidung wesentliche Einkäufe in 
seine berufliche Vorsorge getätigt hat).

Beim gesetzlichen Güterstand der Errun-
genschaftsbeteiligung (der immer dann gilt, 
wenn kein anderer Güterstand mit öffent-
lich beurkundetem Vertrag vereinbart wur-
de) wird die Auseinandersetzung deutlich 
komplizierter. Die Eigengüter fallen jedem 
Ehegatten zu, das Erwirtschaftete, das ge-
meinsam Ersparte wird aber hälftig geteilt.

Macht sich z.B. ein Ehegatte nach Ab-
schluss der Ehe selbständig, baut er erfolg-
reich ein Einzelunternehmen oder eine AG 
auf, so bildet dieses Geschäft im Falle einer 
Scheidung Errungenschaft, die hälftig zu 
teilen ist. Dies führt oftmals zu Bewer-
tungsstreitigkeiten, häufig zu einem we-
sentlichen Mittelentzug aus der Unterneh-
mung und manchmal gar zur seiner Liqui-
dation.

Will man diesen Risiken begegnen, so kön-
nen die Ehegatten entweder vollständige 
Gütertrennung vereinbaren oder (unter Bei-
behaltung des Güterstandes der Errungen-
schaftsbeteiligung) wenigstens diejenigen 
Vermögenswerte, die für die Ausübung ei-
nes Berufs oder eines Gewerbes eines 
Ehegatten bestimmt sind, mittels Ehever-
trags zu ausschliesslichem Eigengut eines 
Ehegatten erklären; damit fallen diese Ver-
mögenswerte dann nicht mehr in die zu tei-
lende Errungenschaft. Zur Ausübung eines 
Gewerbes bestimmt sein kann auch eine 
Beteiligung an einer Aktiengesellschaft 
oder ein landwirtschaftliches Gewerbe, 
wenn der Ehegatte sich in der Führung des 
Unternehmens oder des Gewerbes per-
sönlich engagiert (und damit das Engage-
ment nicht als blosse Kapitalanlage er-
scheint).

Manchmal wollen Brautleute noch weiter 
«vorsorgen» und im Ehevertrag bereits ver-
einbaren, was im Scheidungsfall bezüglich 
der Kinder und des Unterhalts, der ge-
meinsamen Wohnung etc. etc. geschieht. 
Der vertragliche Gestaltungsspielraum ist 
hier im schweizerischen Recht aber sehr 
eng.




